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Fragen an die Bundesregierung von Hakkı Keskin 

über die politische Entwicklung in der Türkei
Wir kommen somit zur Frage 36 des Kollegen

Dr. Hakki Keskin:

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung daraus, dass im Rahmen der umstrittenen Ergenekon-Razzien in der Türkei zahlreiche Professorinnen und Professoren, Präsidenten einiger Hochschulen, Medienvertreter und jüngst Mitglieder des Vereins zur Förderung des modernen Lebens. Cagdas Yasami Destekleme Dernegi., die vor allem für die Förderung von sozial benachteiligten Studentinnen zuständig sind, verhaftet worden sind?

Herr Staatsminister.

Dr. h. c. Gernot Erler, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Herr Kollege Professor Keskin, meine Antwort lautet so: Der Bundesregierung sind die jüngsten Verhaftungen im Rahmen der sogenannten Ergenekon-Verfahren am

13. April 2009 bekannt. Die Bundesregierung nimmt allerdings keine Stellung zu laufenden Gerichtsverfahren.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Eine Nachfrage, Herr Keskin?

Dr. Hakki Keskin (DIE LINKE):

Herr Staatsminister Dr. Erler, im Laufe dieses Verfahrens sind unzählige insbesondere laizistisch orientierte Rektoren, Professoren und Medienvertreter verhaftet worden. Die einschlägigen Organisationen, darunter der Verband türkischer Richter und Staatsanwälte, warnen vor einer Politisierung des Justizwesens und vor einer Gefährdung des Rechtsstaats und der Demokratie in der Türkei. Dies dürfte, glaube ich, der Bundesregierung nicht gleichgültig sein.

Dr. h. c. Gernot Erler, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Das habe ich auch in keiner Weise zum Ausdruck bringen wollen. Ich habe nur gesagt, dass wir keine Kommentare zu einem laufenden Gerichtsverfahren abgeben können. Aber ich kann Ihnen versichern, Herr Kollege Keskin, dass die Bundesregierung sehr aufmerksam diese Vorfälle beobachtet, die schon an den Anfang des letzten Jahres zurückgehen, ganz besonders natürlich vor dem Hintergrund der Beitrittsverhandlungen der EU mit der Türkischen Republik.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Eine weitere Nachfrage? . Bitte.

Dr. Hakki Keskin (DIE LINKE):

Danke, Herr Präsident. . Wie sieht die Bundesregierung die in der Türkei gegen regierungskritische Mediengruppen verhängten immens hohen Strafen? Beispielsweise waren es bei der Dogan-Gruppe 385 Millionen Euro, nur weil irgendetwas verspätet eingereicht worden ist. Meinen Sie nicht, dass hierbei wiederum die regierungskritischen Medien mundtot gemacht werden sollen oder die Pressefreiheit ganz erheblich eingeschränkt werden soll?

Dr. h. c. Gernot Erler, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Sollte das der Fall sein, was Sie hier sagen, Herr Kollege Keskin, dann wäre dies ein Verstoß gegen die Grundsätze, Prioritäten und Bedingungen der  Beitrittspartnerschaft, und dann hätte dies für die Türkei durchaus Folgen im Hinblick auf den gesamten Beitrittsprozess. Wir setzen uns überall auf der Welt. auch in der Türkei . für die Pressefreiheit ein und werden dies auch weiterhin tun.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Nun kommen wir zur Frage 37 des Abgeordneten Dr. Hakki Keskin:

Gedenkt die Bundesregierung, sich aktiv dafür einzusetzen, dass in der Türkei die Repressionen gegen Laizisten und Kritiker der Regierung möglichst bald ein Ende finden?

Dr. h. c. Gernot Erler, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Herr Kollege Professor Keskin, die Bundesregierung setzt sich weltweit für die Durchsetzung der Meinungsfreiheit ein; insofern habe ich eben schon ein Stück der

Antwort vorweggenommen. Die Erwartungen, die sie in diesem Bereich an die Türkei als einen Beitrittskandidaten für die EU hat, sind in den Grundsätzen, Prioritäten und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der Türkei eindeutig festgelegt. Sie sind feste Bestandteile des politischen Dialogs, den die Bundesregierung mit der Türkei führt, sei es bilateral, sei es auf Ebene der EU.

Dr. Hakki Keskin (DIE LINKE):

Unter den Verhafteten, Herr Staatsminister, sind, wie ich sagte, Menschen, die zwar gegen den Staat gerichtete rechtswidrige Handlungen begangen haben sollen, die aber in keiner Weise derartige Motive haben können. Beispielsweise wurde die 74-jährige Frau Professor Saylan verhaftet, die mit ihrer Organisation nichts anderes tut, als sozial benachteiligten Kindern aus Anatolien eine Bildung zu ermöglichen oder Studenten ein Stipendium zu organisieren. Diese Repressalien dauern an. Weil wir gar nicht wissen, wie lange dieser Prozess dauert, können wir nicht sagen: Warten wir es ab! Es sitzen

seit einem Jahr immer noch Menschen in Haft, ohne dass sie wüssten, weshalb sie in Haft sitzen. Daher können wir nicht so lange abwarten, bis der Prozess abgeschlossen

sein wird.

Dr. h. c. Gernot Erler, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Herr Kollege Keskin, es geht auch nicht darum, zu sitzen, zu warten und nichts zu tun. Sie haben jetzt einen Fall aus diesem Komplex herausgegriffen. Ich weiß, dass Sie ein guter Kenner dieser Materie sind, und ich habe auch Ihren sehr ausführlichen offenen Brief gelesen, den Sie in dieser Sache geschrieben haben und aus dem deutlich wird, wo Ihre Sympathie in dieser auch politischen Auseinandersetzung liegt, die in der Türkei

im Augenblick offensichtlich stattfindet. Ich habe eben ja schon darauf hingewiesen: Die einzige Möglichkeit für uns, solche Dinge anzusprechen, ist, dies in dem politischen Dialog mit der Türkei zu tun. Das tun wir auch. Wir erinnern dabei immer wieder an die Prinzipien, zu deren Einhaltung sich die Türkei verpflichtet hat und die eine wichtige Rolle in dem Beitrittsprozess spielen. Etwas anderes können wir auch gar nicht tun.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Nachfrage, bitte.

Dr. Hakki Keskin (DIE LINKE):

Ich habe eine letzte Bitte bzw. Frage. Ich frage deshalb immer wieder nach, weil die Bundesrepublik Deutschland sehr gute und freundschaftliche Beziehungen zu der Türkei hat. Gerade aufgrund dieser freundschaftlichen Beziehungen frage ich Sie: Meinen Sie

nicht, dass Sie darauf einwirken könnten, dass Leute, die eine laizistisch-demokratische Überzeugung haben, nicht mit Repressalien bedroht werden, weil sie regierungskritisch

sind?

Dr. h. c. Gernot Erler, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Ich will ja gar nicht ausschließen, dass man diese Dinge anspricht, wobei wir natürlich aufpassen, dass wir nicht Partei für eine Gruppierung innerhalb der Türkei ergreifen. Unser Eindruck ist. ich glaube, diesen teilen Sie letzten Endes ja auch, dass es sich um eine Auseinandersetzung zwischen zwei sehr heterogenen Gruppen. auf der einen Seite die sogenannten anatolischen Aufsteiger und auf der anderen Seite die alten kemalistischen Eliten handelt. Das ist ja wohl der soziologische Hintergrund der Auseinandersetzungen. Wir müssen aber auch zur Kenntnis nehmen, dass es zum Beispiel während der letzten spektakulären Verhaftungswelle umfangreiche Waffenfunde gab. Offenbar sind bei dieser Auseinandersetzung also doch ernsthafte Befunde zu berücksichtigen. Insofern bleibt uns nichts anderes übrig. ich kann das nur noch einmal wiederholen, als diese Dinge in dem politischen Dialog immer wieder anzusprechen und zu mahnen, dass die Prinzipien, die für die Türkei gelten sollen. sie werden von der Türkei auch akzeptier, auch tatsächlich angewandt werden.

